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Szenario 1: Die pensionierte 
Religionslehrerin Margit A. 
erfährt, dass ein öffentliches 
Gelöbnis in ihrem Ort statt-

finden soll. Das hat es seit 1945 nicht 
mehr gegeben, und sie ist empört. 
Aus den Medien erfährt sie außerdem, 
dass es eine Kundgebung gegen die-
ses Gelöbnis geben soll. So engagiert 
sie sich zum ersten Mal in ihrem Le-
ben politisch, die Beteiligung an den 
Bundestags-, Landtags- und Kommu-
nalwahlen nicht mitgezählt. Auf dieser 
Kundgebung wird sie Zeugin, wie die 
Polizei massiv gegen Mitdemonstrie-
rende vorgeht. Das widerspricht ihrem 
Gerechtigkeitssinn, und so mischt sie 
sich ein. Als sie dem Platzverbot nicht 
sofort Folge leistet, setzen die Beam-
ten Taser ein. Sie stirbt noch am Kund-
gebungsort.

Szenario 2: Der Aktivist Walter H. 
engagiert sich seit Jahren gegen Rüs-
tungsproduktion und -export. Er hat 
einen Job als selbstständiger Medi-
engestalter, die Geschäfte gehen so 
halbwegs, es reicht, um seine Familie 
zu ernähren. Als er von einem Skandal 
in der örtlichen Rüstungsschmiede 
erfährt, beginnt er, eine symbolische 
Blockade zu organisieren. Bei der Mo-
bilisierung von Mitstreiter*innen bleibt 
es nicht aus, dass die Polizei davon 
etwas erfährt und sein Telefon ab-
hört. Noch ist ungeklärt, ob und wer 
die symbolische Blockade als Kund-
gebung anmeldet, es sind ja noch fast 
zwei Wochen, da stehen die Beamten 
vor seiner Tür und nehmen ihn für 14 
Tage in Unterbindungsgewahrsam. In 
den Zeitraum fällt die Abgabe seines 
laufenden lukrativen Projekts, statt ei-
nes stattlichen Honorars fällt eine saf-
tige Vertragsstrafe an. 

Szenario 3: Umweltaktivist*innen 
blockieren einen Bagger im Tagebau 
Garzweiler. Sie werden wegen angeb-
lichen Hausfriedensbruchs festge-

nommen. Bei einigen von ihnen lässt 
sich die Identität nicht feststellen. Das 
Gericht ordnet eine Gewahrsamnah-
me für die Dauer von fünf Tagen an. 

Nicht möglich? Zu weit hergeholt? 
Leider nicht! Wir haben es mit un-
serem Bündnis „Polizeigesetz NRW 
stoppen“ nicht geschafft, das soge-
nannte Sicherheitspaket 1 zu verhin-
dern. Im Frühjahr 2018 hatte CDU-In-
nenminister Reul seine Überlegungen 
auf den Tisch gelegt, am 7. Juli gab es 
dagegen eine Großdemo in Düssel-
dorf mit 20 000 Teilnehmer*innen. Da-
nach wurde hinter den Kulissen wei-
ter gearbeitet, sowohl im Landtag als 
auch außerparlamentarisch. 

Zu Szenario 1: Als angeblich nicht-
tödliche Waffe werden die im Gesetz 
korrekt benannten Distanzelektroim-
pulsgeräte, landläufig nach dem ur-
sprünglichen marktführenden Her-
steller Taser bezeichnet, gewertet. Pir-
masens liegt in Rheinland-Pfalz, an 
der Grenze zum Saarland, also nicht 
in NRW. Dort wurde nach zahlreichen 
nachgewiesenen Todesfällen mit die-
sen Waffen in den USA der Gegen-
beweis zur Nichttödlichkeit dieser 
Taser erneut erbracht, diesmal auch 
in Deutschland, am 18. Januar 2019. 
(Anm. d. Red.: Vgl. z.B. www.spiegel.
de/panorama/justiz/pirmasens-mann-
stirbt-nach-taser-einsatz-der-polizei- 
a-1249310.html)

Zu Szenario 2: Im neuen Paragraf 
38 Absatz 2 Satz 1 Polizeigesetz NRW 
ist festgelegt, dass die Dauer des Ge-
wahrsams auf 14 Tage ausgedehnt 
werden kann, wenn der Verdacht auf 
Vorbereitung einer Straftat vorliegt. 
Also nicht eine Verurteilung als Stra-
fe wegen eines Gesetzverstoßes, son-
dern Knast auf Verdacht, nicht in der 
Justizvollzugsanstalt, sondern in der 
Zelle im Polizeipräsidium. NRW-In-
nenminister Reul hält diese Frist von 

zwei Wochen für „maßvoll“, und ge-
messen an der inzwischen mögli-
chen Maximaldauer von drei Monaten 
in Bayern und drohenden 74 Tagen in 
Niedersachsen ist es das wohl auch.

Zu Szenario 3: Das Amtsgericht Er-
kelenz verfügte am Samstag, 9. Feb-
ruar 2019, die Gewahrsamnahme der 
AktivistInnen zur Identitätsfeststel-
lung bis zum Donnerstag, 14. Februar. 
Nach dem alten Polizeigesetz NRW, 
abgeschafft zum Jahresende 2018, 
hätte eine Maximaldauer von 12 Stun-
den Gewahrsam für die Identitätsfest-
stellung gegolten. 

Auf dem Weg in den Polizeistaat? 
NRW ist nicht einmal der Vorreiter die-
ser bedrohlichen Entwicklung einer 
Aufrüstung des Staates gegen sei-
ne Bevölkerung. Den Anfang mach-
te Bayern im Mai letztes Jahr mit der 
Vorlage im Landtag, dieses bayrische 
Polizeigesetz wurde im Sommer 2018 
beschlossen. Die Maximaldauer des 
sogenannten Unterbindungsgewahr-
sams beträgt dort nun drei Monate. 
Maßlos ist das und ohne Vergleich 
in anderen Bundesländern, bislang. 
Auch in anderen Bundesländern dro-
hen teilweise brutale Verschärfungen, 
wenn die geplanten Änderungen be-
schlossen werden. Und mancherorts 
sind diese bereits Gesetz.

Baden-Württemberg, Regierungsko-
alition: Grüne und CDU, verschärfte 
sein Polizeigesetz bereits 2017. Nun 
sind Polizei und Verfassungsschutz 
befugt, aufgrund eines Verdachts die 
private Telekommunikation zu über-
wachen, auch per Staatstrojaner, die 
Sicherheitslücken auch für kriminel-
le Hacker öffnen. Unter bestimmten 
Umständen dürfen Sprengmittel ge-
gen Personen eingesetzt werden, z.B. 
Handgranaten, Sprenggeschosse, die 
aus Schusswaffen verschossen wer-
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den können, und konven-
tionelle Sprengmittel. Das 
erinnert an Bürgerkriegs-
vorbereitung statt an Si-
cherheitspolitik. Eine bio-
metrische Analyse von 
Kameraaufnahmen im öf-
fentlichen Raum ist zwar 
nicht explizit benannt, 
aber auch nicht ausge-
schlossen.

Brandenburg, Regie-
rungskoalition: SPD und 
Linke: Vier Wochen ge-
plante Maximaldauer von 
Präventivhaft soll mög-
lich werden, die Schleier-
fahndung soll ausgeweitet 
werden, diese ist bislang 
nur im Grenzgebiet zu Po-
len möglich. Das Gesetz-
gebungsverfahren läuft, 
die erste Lesung war am 
14. November 2018, jetzt liegt es beim 
Ausschuss für Inneres. 

In Thüringen, Regierungskoalition:  
Linke, SPD und Grüne, beträgt die Ma- 
ximaldauer der Gewahrsamnahme 24 
Stunden ohne eine richterliche Ent-
scheidung, mit richterlicher Entschei-
dung sind es dann doch 10 Tage. Tro-
janer sind erlaubt, und auch das Un-
terbrechen und Verhindern von Kom-
munikationsverbindungen ist möglich. 
Das Verwanzen von Wohnungen ist 
seit 2013 erlaubt.

Bremen, Regierungskoalition: SPD 
und Grüne: Spätestens am Ende des 
Tages nach ihrer Ergreifung ist eine 
Person nach Paragraf 18 des Bre-
mer Polizeigesetzes  freizulassen. So 
steht es im Gesetz, das zuletzt im No-
vember 2017 geändert worden ist. Ein 
Bundesland wie im Märchen, klein 
aber fein.

Berlin, Regierungskoalition: SPD, Lin-
ke und Grüne: Das Allgemeine Sicher-
heits- und Ordnungsgesetz Berlin ist 
letztmals 2006 geändert worden, so 
will es uns gesetze.berlin.de in der 
Überschrift zum ASOG weismachen, 

listet aber dennoch auch die Ände-
rungen seitdem akribisch auf. Im Jahr 
2015 wurde die Möglichkeit der au-
tomatischen Autokennzeichenerfas-
sung und das Abhören durch techni-
sche Mittel in Wohnungen beschlos-
sen. Die Dauer der Freiheitsentzie-
hung darf laut Paragraf 33 derzeit vier 
Tage nicht überschreiten.

Hamburg, Regierungskoalition: SPD 
und Grüne, hat letztmals im Jahr 2011 
am Polizeigesetz geschraubt. Die 
Höchstdauer der Ingewahrsamnahme 
wurde dabei von 14 auf immer noch 10 
Tage reduziert (§ 13c SOG)!

Sachsen, Regierungskoalition: CDU 
und SPD: Hier wird die Bewaffnung 
der Polizei erweitert um Maschinen-
gewehre und Handgranaten – der 
Krieg gegen die Bevölkerung kann be-
ginnen. Eine Quellen-TKÜ (Telekom-
munikationsüberwachung) bleibt aus-
geschlossen, auch Trojaner. Die Ma-
ximaldauer der Freiheitsentziehung 
durch den Richter, ohne eine Straf-
tat begangen zu haben, wird auf 14 
Tage festgelegt. Die Landesregierung 
hat den Gesetzentwurf im September 
2018 in den Landtag eingebracht. Ein 

Bündnis brachte am 26. Januar 2019 
7 000 Menschen in Dresden zu einer 
Demo gegen das geplante neue Poli-
zeigesetz auf die Straße. 

Rheinland-Pfalz hat bereits im Juni 
2017 mit der Ampelkoalition (SPD, 
FDP und Grüne) ein neues Polizeige-
setz verabschiedet. Eine zunächst ge-
plante Ausweitung der Videoüberwa-
chung bei Großveranstaltungen mit 
mehr als 500 Menschen war nicht ex-
plizit im Gesetz verankert, weil dies 
unabhängig von der Größe einer Ver-
anstaltung bisher schon möglich war. 
Eingeführt wurde auch die Möglich-
keit der automatisierten Kennzeiche-
nerfassung.

Niedersachsen, Regierungskoalition: 
SPD und CDU: 74 Tage Maximaldau-
er für Durchsetzungs- und Präventiv-
gewahrsam sollen ermöglicht werden, 
zunächst für 30 Tage, zweimal verlän-
gerbar um erst weitere 30, dann um 14 
Tage. Taser sollen als Waffe vorrangig 
zum Einsatz kommen, noch vor dem 
Schlagstock. Telekommunikations-
überwachung soll erheblich erleichtert 
werden, Wohnungen sollen verwanzt 
werden dürfen. Damit käme man der 
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Vorlage aus Bayern recht nah. Pro-
teste dagegen gab und gibt es. Zeit-
gleich mit der NRW-Demo am 8. De-
zember 2018 demonstrierten auch 
in Hannover 6 000 Menschen gegen 
das drohende niedersächsische Poli-
zeigesetz. Diverse lokale Demos gab 
es auch schon in Niedersachsen, so 
im August in Osnabrück und Braun-
schweig, in Lüneburg und Hannover.

Das Bündnis #noNPOG dem zahl-
reiche Organisationen und Parteien 
von Grünen über Linke und Piraten, 
Jusos, Fußball-Fan-Initiativen, Ge-
werkschaften, Asten, attac, IPPNW, 
aber (noch) nicht die DFG-VK, ange-
hören, hatte auch schon am 8. Sep-
tember 2018 eine Großdemo in Han-
nover mit 1 000 Teilnehmer*innen or-
ganisiert.

Der Vorgang liegt im Gesetzge-
bungsverfahren, zuletzt war der Aus-
schuss für Inneres und Sport am 31. 
Januar 2019 damit befasst. Im Landtag 
gab es auf Antrag der Grünen eine ak-
tuelle Stunde am 13. September 2018, 
darin sprach Belit Onay, Grüne, ange-
sichts der Präventivhaft von einem Pa-
radigmenwechsel, einem „rechtlichen 
Salto Mortale“.  Weiter benannte er 
die Sorgen der Menschen, die durch 
die Teilnahme an der hannoverschen 
Großdemo zum Ausdruck gebracht 
wurde: „Eine Sorge um unsere Demo-
kratie, um unsere Freiheit, um unse-

re freiheitliche Grundordnung, um un-
sere offene Gesellschaft.“ Bei seiner 
Rede zum gleichen Tagesordnungs-
punkt „versprach“ Jens Ahrends 
(AfD), seine Fraktion werde das Ge-
setz unterstützen. Jan-Christoph Oet-
jen (FDP) kritisierte die in dem NPOG 
geplanten Staatstrojaner und verwies 
darauf, dass die Dauer der Präventiv- 
haft einzigartig sei: „Bis zu 74 Tage 
sind vorgesehen. So viel gibt es in kei-
nem anderen europäischen Land.“ 
Noch ist dieses neue Gesetz nicht be-
schlossen, die GroKo, die gemeinsam 
über 105 gegen 32 Abgeordnete ver-
fügt, scheint so übermächtig wie un-
belehrbar.

Deutschland ist ein Flickentep-
pich, die Maximaldauer der Gewahr-
samnahme, die Bewaffnung der Poli-
zei, die Möglichkeiten, mit Trojanern 
und/oder Telefonüberwachung und 
Wanzen in der Wohnung bespitzelt zu 
werden, ist von Bundesland zu Bun-
desland teilweise erheblich unter-
schiedlich. Es macht auch nicht unbe-
dingt einen Unterschied, welche Par-
teien die Regierung stellen. 

Manche halten die SPD für eine 
mögliche Bremse gegen brutale Ver-
schärfungen, wenn man sich aber die 
SPD-geführte große Koalition in Nie-
dersachsen anschaut, dann erkennt 
man, dass diese die bundesweite Ma-

ximaldauer für präventive Gewahr-
samnahme anstrebt. Und die NRW-
SPD hätte ohne Not und ohne Koa-
litionszwang gegen die erheblichen 
Verschärfungen stimmen können, das 
Regierungslager aus CDU und FDP 
hatte genug Stimmen für die Verab-
schiedung des sogenannten Sicher-
heitspaket 1. Der AfD in NRW gin-
gen die Verschärfungen nur nicht weit 
genug, sie enthielt sich deshalb der 
Stimme.

Alle Verschärfungen, die komplet-
te Generalmobilmachung gegen die 
eigene Bevölkerung geschieht mit ei-
ner Angstmache vor angeblichen Be-
drohungen durch Terrorismus. Die 
Landesregierung  von Brandenburg 
schreibt tatsächlich in einem FAQ 
zur geplanten Gesetzänderung, dass 
„eine tatsächliche Belastung nur für 
diejenigen entsteht, die sich nicht an 
Recht und Gesetz halten bzw. halten 
wollen.“ Halten wir dagegen, solange 
es noch geht!

Felix Oekentorp ist Landessprecher 
der DFG-VK NRW und ist von sei-
nem Landesverband in das „Bünd-
nis Polizeigesetz NRW stoppen“ de-
legiert. Dieses arbeitet auch nach 
dem verabschiedeten Sicherheitspa- 
ket 1 weiter. Nähere Infos z.B. unter 
https://polizeigesetz-stoppen.de/, dort 
auch weitere Links. «
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